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M 133. 


Montag, den 11. Juni. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
Portechaiſengaſſe Nr. 5. 
wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalten 


Pro Quartal 1 Thlr. — Hiefige auch pro Monat 10 Sgr. 


anıpfboot 


In Leip 
In Breslan: Louis Stangen's 
In Hamburg, Frankf. a. 


— — 


1866. 
37ſter Jahrgang. 


Inferate, pro Petit-Spaltzeile 1 Sgr. 
Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


In Berlin: Retemever's Centr.-Ztgs.- u. Annone.⸗Bütrean. 


5 Annonc.⸗Bürean. 
noncen-Bitrean. 5 
„„ Wien, Berlin, Baſel u. Paris: 
Haaſenſtein & Vogler. 


zig: Eugen Fort. H. En 


Telegrapdifche Depeſchen. 


Kiel, Sonnabend 9. Juni. 

Es heißt, die für Montag vom Feldmarſchall - Lieut. 
v. Gablenz einberufene holſteinſche Ständeverſammlung 
werde preußiſcherſeits jedenfalls verhindert werden. 
„— Nach einer Mittheilung der „Kieler Zeitung“ 
iſt der Regierungsrath Leſſer an Stelle des Kloſter⸗ 
probſtes Ahlefeldt, welcher abgelehnt hat, zum 
ſtändiſchen Kommiſſarius ernannt worden. Als Bei⸗ 
geordneter wird. Peterſen fungiren. Regierungsrath 

temann wurde nach Altona berufen und reiſte 
dahin ab. 


6 Itzehoe, Sonntag 10. Juni. 
enerallieutenant v. Manteuffel iſt mit ſeinem 
djutanten Nachmittags 5 Uhr hier eingetroffen und in 
der „Stadt Hamburg“ abgeſtiegen. Von namhaften 
Mitgliedern der Ständeverſammlung ſind bis jetzt 
Wiggers aus Rendsburg und Beha aus Kiel 
hier anweſend. 
Rendsburg, Sonntag 10. Juni. 
General v. Manteuffel hat ſoeben eine Prokla⸗ 
mation an die Einwohner Holſteins erlaſſen. Der⸗ 
ſelbe erkennt das ruhige, beſonnene Verhalten, welches 
die Einwohner Holſteins ausnahmslos beim Einmarſch 
der preußiſchen Truppen dieſen gegenüber an den 
Tag gelegt haben, an, befiehlt die Schließung ſämmt⸗ 
licher politiſchen Vereine, ſuspendirt das Erſcheinen 
derjenigen politiſchen Blätter, die ſeither ohne Kon⸗ 
zeſſton herausgegeben worden, bis zu ihrer Heraus- 
gabe die geſetzlich vorgeſchriebene Konzeſſion eingeholt 
und ertheilt ſein wird. Die durch Bekanntmachung 
des öſterreichiſchen Statthalters vom 15. October 
1865 eingeſetzte holſteiniſche Landesregierung in Kiel 
wird aufgelöſt. Baron v. Scheel⸗Pleſſen über 
nimmt zugleich als Oberpräfivent beider Herzogthümer 
die Leitung ſämmtlicher Geſchäfte der Civilverwaltung 
unter Autorität der höchſten Militärgewalt und wird 
feinen Wohnfig in Kiel haben. Der König beabſich⸗ 
tige, heißt es in der Proklamation weiter, dem Prine 
zipe der Zuſammengehörigkeit entſprechend, eine Ge⸗ 
ſammtvertretung der Herzogthümer Schleswig ⸗Holſtein 
ins Leben zu rufen. Um ſolche auf legalem Wege 
anzubahnen, ſollen die Stände jedes der beiden Her⸗ 
zogthümer einberufen werden, wozu die nöthigen Ein⸗ 
leitungen bereits getroffen find. 
Dresden, Sonnabend 9. Juni. 
Das „Dresdner Journal“ verſichert gegenüber der 
von verſchiedenen Zeitungen gebrachten bezüglichen 
Nachricht, daß der ſächſiſchen Regierung bis zur 
tunde von einem Rundſchreiben des franzbſiſchen 
Kabinets, in welchem die Höfe der deutſchen Mittel» 
en ermahnt werden, in dem zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen ausgebrochenen Konflikt neutral zu 
bleiben, nichts bekannt geworden iſt. 
Frankfurt a. M., Sonnabend 9. Juni. 
Die geſtrige Bundestags ſitzung iſt ausgefallen, weil 
der Militärausſchuß ſich über die Beſatzungsfrage 
nicht geeinigt hat. Oeſterreich beharrt darauf, daß 
die Kurheſſen Mainz beſetzen ſollen. Man glaubt, 
die auf heute angeſagte Bundestags ſitzung werde eben» 
falls ausfallen. 
PR Cap In der heutigen Sitzung des Bundestages gab 
2 preußiſche Geſandte der öſterreichiſchen Auslaſſung 
We 1. d. M. gegenüber eine Erklärung ab, die im 
Beſentlichen folgendermaßen lautet: Die Inſinuation 
ider beabſichtigten, gewaltſamen Annexion der Herzog · 
mer werde als wahrheitswidrig zurückgewieſen. 
eſterreich und Preußen haben ſich in der Punktation 


beſtehende Verfaſſung unterliege, 


vom 16. Januar 1864 dahin geeinigt, die zukünftigen 
Verhältniſſe der Herzogthümer in gegenfeitigem Ein⸗ 
vernehmen feſtzuſtellen und namentlich die Erbfolge⸗ 
frage nicht anders als nach gemeinſamem Einver⸗ 
ſtändniß zu entſcheiden. Dieſer Rechtsaufſtellung 
entſpreche auch der durch den Wiener Frieden ge⸗ 
ſchaffene Vertrag, von welchem die Gaſteiner Kon⸗ 
vention nur ein Ausfluß ſei. Die öſterreichiſche Er⸗ 
klärung vom 1. d. Mts., welche eine Uebertragung 
der ſchleswig⸗holſteinſchen Angelegenheit an den Bund 


beantrage, durchbreche ſchnurſtracks alle ſeit dem 


Beginn des Krieges von Oeſterreich feſtgehaltenen, 


vertragsmäßigen Verpflichtungen. Preußen, eingedenk 
des nationalen Charakters der ſchleswig⸗holſteinſchen 
Angelegenheit, ſei bereit, dieſelbe behufs einer fried⸗ 


lichen Löſung in Verbindung mit der Bundes reform 
zu behandeln. Die preußiſche Regierung erwarte auch 
jetzt nur den Augenblick, wo ſie dieſe Frage mit einer 
Bundesgewalt verhandeln und erledigen könne, in welcher 


die Mitwirkung der nationalen Vertretung dem Ein⸗ 
fluffe der partikularen Intereſſen das Gegengewicht 
halte und Bürgſchaft dafür gewähre, daß die von 
Preußen gebrachten Opfer ſchließlich dem Geſammt⸗ 


vaterlande und nicht dynaſtiſcher Begehrlichkeit zu 
Gute kommen. Unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 


aber und bei den poſitiven Begrenzungen, welchen 


die Kompetenz der Bundes verſammlung durch ihre 
müſſe Preußen 
Einſpruch dagegen erheben, daß über ſeine eigenen, 


durch blutige Kämpfe und internationale Verträge 


erworbenen Rechte ohne ſeine Zuſtimmung verfügt 
werde. Die Einberufung der holſteinſchen Stände 
könne, nachdem Oeſterreich den Gaſteiner Vertrag 
gebrochen, nur mit Zuſtimmung beider Souveräne 
geſchehen. Der öſterreichiſche Geſandte beſtritt in 
feiner hierauf abgegebenen Erklärung, daß der Gaſteiner 
Vertrag gebrochen ſei; nach § 1 des Vertrages ſei 
daher Oeſterreich für die einſeitige Berufung der 
Stände kompetent. Der Antrag des Militäraus⸗ 
ſchuſſes wurde einſtimmig angenommen. Nach dem⸗ 
ſelben erhält Mainz ein bayerſches Gouvernement, 
ſowie eine aus bayerſchen Truppen und einzelnen 
Theilen der Reſervediviſion beſtehende Beſatzung; 
Raſtatt wird badiſche Feſtungsbehörden und Truppen 
nebſt einigen Bataillonen der Reſervediviſton erhalten. 
Die Ausführung dieſer Maßregel erfolgt zugleich mit 
dem baldigſt bevorſtehenden Ausmarſch der öſterreichi⸗ 
ſchen und preußiſchen Truppen, für welchen der Tag 
noch nicht feſtgeſtellt iſt. 

— Nachdem der Präſidialgeſandte in der heutigen 
Sitzung des Bundestages die Verletzung des Gaſteiner 
Vertrages Seitens Oeſterreichs beſtritten, behauptete 
er, daß derſelbe Seitens Preußens durch deſſen Ein⸗ 
marſch in Holſtein verletzt ſei, wogegen er im Namen 
ſeiner Regierung, die ſich weitere Entſchließungen 
vorbehalte, proteſtire. 

— Der Vorſchlag, das Vicegouvernement in Mainz 


tragen, ging von Preußen aus. . 

Karlsruhe, Sonnabend 9. Juni. 
In der Abgeordnetenkammer wurde eine Regierungs- 
vorlage eingebracht auf die Bewilligung eines Credits 
von 3,813,000 Gulden für die Koſten der Mobil⸗ 
machung. Ein Geſetzentwurf über Einberufung der 
Exkapitulanten wurde vorgelegt. > 

Raſtatt, Sonntag 10. Juni. 

Die preußiſchen Truppen find heute Morgen aus ge⸗ 
rückt, die öſterreichiſchen haben Marſch⸗Ordre. Der 
Einzug der badiſchen Verſtärkung ſteht bevor. 


und die Kommandantur in Frankfurt Bayern zu über⸗ 


München, Sonnabend 9. Juni. 

In der heutigen Sitzung der zweiten Kammer wurde 
die Adreſſe nach Ablehnung ſämmtlicher Anträge 
der Minorität mit 96 gegen 45 Stimmen in der von 
der Kommiſſton vorgeſchlagenen Faſſung unverändert 
angenommen. 

— Sonntag 10. Juni. Neuerdings verlautende 
Aeußerungen unſeres Miniſters der auswärtigen 
Angelegenheiten ſprechen dafür, daß Baiern den Stand⸗ 
punkt feſthält, ſich gegen diejenige Großmacht zu 
erklären, welche mit den Waffen die andere angreift. 
Herr v. d. Pfordten ſoll einem Plane, nach welchem, wenn 
die preußiſchen Reform » Vorſchläge mißglücken, ein 
Parlament unter Ausſchluß Oeſterreichs und Preußens 
einzuberufen wäre, nicht abgeneigt ſein. 

Wien, Sonntag 10. Juni. 
Die Nachricht der „Neuen freien Preſſe“, daß der 
Kaiſer nach Ollmütz abgereiſt ſei, iſt vollſtändig 
unbegründet. 

— Die „Wiener Amtszeitung“ bringt ein Hand⸗ 
ſchreiben des Kaiſers an den Grafen Colloredo-Mans⸗ 
feld, in welchem die gewiſſenhafte Thätigkeit der Staats⸗ 
ſchulden⸗Controlkommiſſion und die vollſtändigſte Ord⸗ 
nung im Staatsſchuldendienſte belobt, die patriotiſche 
Abſicht der Kommiſſtonsmitglieder bei der Prüfung 
der geſetzlich ſanktionirten Finanzmaßregeln und bei 
den daran geknüpften politiſchen Erwägungen anerkannt 
und ſchließlich geſagt wird, es ſei des Kaiſers ernſtes, 
unausgeſetztes Beſtreben, die feierlich gewährleiſtete 
Mitwirkung der Völker bei der Geſetzgebung und 
Finanzgebahrung zu verwirklichen. Nichts werde den 
Kaiſer mehr beglücken, als wenn das den Kriegs⸗ 
gefahren gegenüber ſich bethätigende patriotiſche Zus 
ſammenwirken auch auf die Fragen der inneren Rechts⸗ 
geſtaltung einen beſtimmenden Einfluß üben und 
endlich zu einem verfaſſungsmäßigen Organismus 
führen würde. 

Bukareſt, Sonntag 10. Juni. 
Die Kammer hat in ihrer geſtrigen Sitzung die 
Ausgabe von 32 Millionen Piaſter Banknoten mit 
Zwangscours abgelehnt. Die Regierung wird jetzt 
die Bewilligung einer Kriegsſteuer von 32 Millionen 
Piaſter verlangen. — Die Nachricht, daß türkiſche 
Truppen die Donau überſchritten haben, hat ſich bis 
jetzt noch nicht beſtätigt; dagegen iſt es begründet, 
daß ſämmtliche Truppen, mit Ausnahme der Kavallerie, 
aus Bukareſt ausmarſchirt ſind. 

Florenz, Sonnabend 9. Juni. 
Ein Decret vom 7. d. M. ruft die zweite Kategorie 
der Altersklaſſen von 1842 —45 unter die Waffen. 

— Im der heutigen Sitzung der Deputirtenkammer 
begann die Diskuſſſon des Geſetzes über die Unter⸗ 
drückung der religiöfen Korporationen. Artikel 1, 
welcher die Unterdrückung aller religiöfen Korpora⸗ 
tionen aus ſpricht, wurde faft einftimmig angenommen. 

Madrid, Sonnabend 9. Juni. - 
O'Donnell ſprach in der letzten Sitzung der Cortes 
die Befürchtung aus, daß Spanien noch im Jahre 
1866 ſein eigenes Territorium werde vertheidigen 
müſſen. 

Paris, Sonnabend 9. Juni. 0 
Die „France“ ſagt in Bezug auf den gegenwärtigen 
Konflikt: Wenn der Kaiſer feine Entſchließungen 
nicht direkt durch Mittheilungen den großen Staats- 
körpern darlegt, ſo könne man als ſicher annehmen, 
daß Rouher werde beauftragt werden, den Kammern 
eine Erklärung zu geben. Daſſelbe Journal demen⸗ 
tirt das Gerücht von militäriſchen Vorbereitungen 


Frankreichs. 


— Die „France“ ſchreibt: Der Herzog von 
Grammont machte in Wien den letzten Verſöhnungs⸗ 
verſuch; Graf Mensdorff hielt einfach die in feinem 


Antwortsſchreiben auf die Einladung zur Conferenz 


abgegebenen Erklärungen aufrecht. Morgen werden 
hierauf bezügliche Depeſchen Grammont's erwartet. 
Prinz Napoleon hatte eine lange Zuſammenkunft mit 
dem Kaiſer. 
London, Sonnabend 9. Juni. 

In der geſtrigen Unterhaus ſitzung erwiderte Layard 
auf eine Interpellation von Griffith, die Regierung 
habe keine Nachricht von dem Uebergange türkiſcher 
Truppen über die Donau. Die Tractatmächte hätten 
ihre Vertreter inſtruirt, nichts zu thun, wodurch ihre 
reſpectiven Regierungen zur Anerkennung des frem⸗ 
den Prinzen verpflichtet werden könnten. Walſh 
hofft, England werde eine active Einmiſchung vermeiden. 
Sonntag 10. Juni. Der Vorſchlag Lord 
Clarendon's, den Prinzen Carl von Hohenzollern als 
Regenten in den Donaufürſtenthümern unter der 
Bedingung anzuerkennen, daß die Oberhoheit der 
Pforte aufrecht erhalten bleibt, findet in Paris und, 
glaubhaften Verſicherungen nach, auch in Petersburg 
Zuſtimmung, in Wien dagegen Widerſpruch. 


Berlin, 9. Juni. 

— Die Spannung hat den höchſten Grad erreicht, 
und doch erſcheint es gleich ſchwer, den Frieden zu 
erhalten, wie den Krieg zu erklären, weil keine der 
ſogenannten kriegführenden Mächte den „erſten Schuß“ 
abgeben will. Das iſt ganz einfach: Italien möchte 
gern losſchlagen, denn es kann nicht mehr lange in 
Unthätigkeit verbringen, aber — es fehlt ihm der 
Kriegsfall oder doch irgend ein Vorwand; Preußen 
hat jetzt wohl einen Kriegsfall, aber die Kriegsluſt 
hält nicht gleichen Schritt damit; Oeſterreich will den 
Krieg, aber gewichtige Gründe beſtimmen es, nicht 
die Initiative zu ergreifen. So liegen die Dinge 
im Großen und Ganzen in dieſem Augenblicke, und 
es läßt ſich nicht ermeſſen, wie viele Stunden, Tage, 
ja gar Wochen dieſer Zuſtand andauern wird. 

Wo wird alſo der erſte Kononenſchuß fallen: 
in Holſtein, in Schleſien oder in Venetien? Trotz 
aller Abmühungen der deutſchen Mittelſtaaten und 
namentlich Bayerns, Preußen mit Oeſterreich zu ver⸗ 
ſöhnen, trotz aller Anſtrengungen, welche ſelbſt die 
neutralen Mächte unausgeſetzt machen, um dem Blut⸗ 
vergießen vorzubeugen, iſt dies doch in dem Augen⸗ 
blicke die einzige Frage in dem Munde Aller, ſelbſt 
der Vermittelnden. So wäre man ſchon bis zu dieſer 
Frage angelangt und kann ſich doch noch nicht in den 
Krieg zwiſchen Preußen und Oeſterreich hineindenken. 

— In Venetien beginnt der Kampf nicht, wie aus 
allen Nachrichten hervorgeht, es ſei denn, daß die 
öſterreichiſche Armee den Po überſchreiten wollte. 
Von der großen italieniſchen Armee iſt bis zur Stunde 
nur ein Armeecorps kriegsbereit, welches allein den 
Angriff auf das Feſtungsviereck mit feinen ungeſunden 
Umgebungen nicht wagen kann. Venetien wird in 
Dalmatien und durch die Flotte erobert werden, 
lauten die Urtheile competenter Berichterſtatter. 

— Ebenſo wenig bietet die augenblickliche Lage 
der Dinge, wie ſie ſich durch den Einmarſch der 
Preußen in Holſtein geſtaltet hat, eine Handhabe für 
die Behauptung, um Altona werde der Kampf ent⸗ 
brennen. Die Herzogthümerfrage mag wohl indirect 
das Schwefelhölzchen werden, welches Europa in Brand 
ſteckt, wie Lord Palmerſton einmal geweiſſagt hat, 
die Herzogthümer ſelbſt aber, das verſichern Briefe 
aus ernſten Kreiſen, werden nicht der Schauplatz von 
Kämpfen zwiſchen Preußen und Oeſterreichern fein. 

— Es bliebe alſo noch Schleſien: — was dort 
vorgeht, iſt Sache des Generalſtabs. Wir wiſſen 
eben nur, daß der verhängnißvolle erſte Schuß noch 
nicht gefallen iſt; wir ſehen andrerſeits, daß man die 
Zeit bis zu dieſem Schuſſe damit ausfüllt, vom 
Congreſſe, von Oeſterreichs Antwort zu ſprechen, 
Napoleons Ausruf: „Wäre der Congreß zu Stande 
gekommen, ſo hätte ich Europa durch die Mäßigung 
meiner Anſprüche in Erſtaunen geſetzt“ zu commen⸗ 
tiren, Rußlands Politik, das mit ſieben Siegeln ver⸗ 
ſchloſſene Buch, zu ergründen, Begeiſterung hüben 
und drüben anzufachen und ſich gegenſeitig des 
Mangels an Ehrlichkeit, des Vertragsbruches zu be⸗ 
ſchuldigen, andrer Verdächtigungen nicht zu gedenken. 
Die öſterreichiſchen Blätter bieten eine reichhaltige 
Blumenleſe ſolcher Dinge, und käme es auf Worte 
an, die Welt würde von der Wiener Preſſe ganz 
allein aus den Fugen gehoben. 

— Es iſt, ſobald es zur Aktion kommt, nicht 
unmöglich, daß dieſer oder jener Theil Schleſiens für 
kürzere Friſten ſtrategiſch aufgegeben werden muß. 
Dieſes Schickſal wird ſpeziell Breslau in Ausſicht geſtellt. 
Der Kronprinz ſoll ſelbſt in Freiburg eine darauf 
hinzielende Aeußerung gethan haben. 


— 


in der Armee ſtattgefunden. 
Altenburg, der Kronprinz, der Kriegsminiſter v. Roon, 
der 
v. Moltke, ſind zu Generals der Infanterie, 5 


— Der Congreß iſt todt, eingeſargt, verſcharrt 
und doch iſt die Idee nicht auf unfruchtbaren Boden 
gefallen; eine innige, nicht wegzuleugnende Freund- 
ſchaft zwiſchen Frankreich und England, welche bald 
wieder die Bezeichnung „Weſtmächte“ annehmen werden, 
iſt dieſer Idee entſproſſen — ſo innig, daß man bis 
ins kleinſte Detail einverſtanden iſt über die Haltung, 


welche den Ereigniſſen gegenüber beobachtet werden 
ſoll. Der Congreß aber liegt im Grabe, und es 
werden jetzt nur noch die Condolenzbriefe zwiſchen 
London, Petersburg und Paris ausgewechſelt, in 
welchen man, vertraulich, die Geſchicklichkeit der neueſten 
öſterreichiſchen Politik anerkennt. Denn, indem Oeſter— 


reich die Bundesreform⸗ und die ſchleswig⸗holſteinſche 


Frage dem Bund, als der richtigen Inſtanz überge⸗ 
ben, hat es ſich der deutſchen Bundesſtaaten verſichert, 
während Rußland wegen der venetianiſchen Angelegen⸗ 
heit aus Freude über den Widerſtand des Kaiſers 
Franz Joſef dem öſterreichiſchen Fahrwaſſer zuſteuert 
und Frankreich nunmehr die Hände ein wenig ge 
bunden ſind. 

— Auch jetzt noch wird Oeſterreich für das Schei⸗ 
tern der Conferenzen verantwortlich gemacht, grade 
wie man in Deutſchland Württemberg viel mehr noch 
als Sachſen den Vorwurf entgegenhält, es habe durch 
die habsburgiſchen Neigungen ſeines Fürſtenhauſes 
den Ausbruch des Krieges mit verſchuldet. Württem⸗ 
berg meint, es werde möglicherweiſe Preußen als 
einen gewöhnlichen, vielleicht gebrochenen Bundesſtaat 
unter öſterreichiſcher Leitung ſehen, und es vergißt, 
daß ein Deutſchland ohne Preußen nicht denkbar, daß 
aber die öſterreichiſchen Völkerſchaften nur aus Haß 
gegen das Deutſchthum in den Krieg ziehen. 
einem ſolchen Kriege als Bundesgenoſſe gegen Preu⸗ 


ßen mitkämpfen — wenn das einmal eine nationale 
Aufgabe geworden iſt, mag Deutſchland ſein Haupt 


verhüllen und in Trauer gehen.“ 


— Grade ſo fangen nach und nach auch Anhänger 


des Auguſtenburgers in Holſtein zu denken an, nament⸗ 


lich in Kiel, wo man bisher geglaubt hat, daß es 


möglich ſein werde, die herrſchende Auffaſſung von 
der deutſchen Frage mit dem Auguſtenburgerthum ver⸗ 
einigen zu können. „Wenn es zum Kriege kommt, 
muß man zu Preußen ſtehen“, hört man in Kiel 
unumwunden ausſprechen; ein bedeutſamer Umſchwung! 
Der „Staatsanzeiger“ bringt folgende Be⸗ 
kanntmachung des Miniſters Grafen Eulenburg: 
Der König hat mir eine Anzahl Adreſſen von Städ⸗ 
ten und Korporationen übergeben, welche um Er— 


haltung des Friedens bitten, indem ſie theils die 


Wohlthaten des Friedens ausſchließlich hervorheben, 
theils die Erhaltung des Friedens nur unter der 
Vorausſetzung erbitten, daß der Friede mit der Ehre 
und dem Wohle des Vaterlandes vereinbar ſei, aber 
ausdrücklich andeuten, daß zur Zeit beide ungefährdet 
erſcheinen. Se. Majeſtät haben mir befohlen, ſämmt⸗ 
liche Adreſſen wie folgt zu beantworten: „Allerhöchſt⸗ 
dieſelben haben in den betreffenden Vorſtellungen un⸗ 
gern die Hingebung und die Opferbereitwilligkeit 
vermißt, welche andere Kundgebungen der letzten Zeit, 
namentlich die Adreſſe von Breslau, enthalten. 
Se. 0 haben in dem bekannten Erlaß an die 
letztere Stadt klar und eindringlich ausgeſprochen, daß 
Niemand ſchmerzlicher als Allerhöchſtdieſelben die 
ſchweren Opfer, welche der Krieg dem Vaterlande 
auferlegen würde, empfinden und Niemand das Be⸗ 
dürfniß lebhafter fühlen könnte, daß dieſelben von 
Herrſcher und Volk in ungetrübter Eintracht getragen 
werden. Se. Majeſtät haben feierlichſt erklärt, das 
Volk nur unter die Waffen gerufen zu haben, 
um Preußen, wenn ſeine heiligſten Güter bedroht 
würden, zu vertheidigen. Bezugnehmend auf den 
Wunſch, daß die Wiederherſtellung des vollen Ein- 
klangs zwiſchen Regierung und Volk der nationalen 
Begeiſterung die rechte Grundlage und Weihe geben 
möge, verkündige der König von Neuem, daß die 
Verſtändigung mit dem Landtage das Ziel Seiner 
Wünſche und Seines eifrigen Strebens iſt. In die⸗ 
ſen Allerhöchſten Verſicherungen haben die Urheber 
und Unterzeichner jener Adreſſen die der Würde der 
Krone wie den Intereſſen des Vaterlandes einzig an⸗ 
gemeſſene Erwiderung und Beſcheidung zu finden. Ange⸗ 
ſichts der vorhandenen, täglich wachſenden Gefahren 
erwarten Se. Maj. der König, daß das geſammte 
preußiſche Volk eingedenk der Traditionen einer großen 
Vergangenheit eine einmüthige, patriotiſche Hingebung 
für die höchſten und heiligſten Intereſſen des Vater⸗ 


landes von Neuem rückhaltslos bewahren werde.“ 


— Es haben am 8. Juni zahlreiche Beförderungen 
Der Herzog zu Sachſen⸗ 


Chef des Generalſtabes der Armee, Frhr. 


General⸗Majors zu General⸗Lieutenants, 9 Oberſten 


„In 


zu General⸗Majors, 47 Oberſtlieutenants zu Oberſten, 
58 Majors zu Oberſt⸗Lieutenants befördert worden. 
1 General⸗Major von der Armee hat den Charakter 
als General -Lieutenant, 16 Oberſtlieutenants haben 
den Charakter als Oberſten, 18 Majors den als 
Oberſtlieutenants erhalten. 

— Während bisher die Prinzen des Kgl. Hauſes 
in ihren Stellungen bei der Armee, vom General- 
Major aufwärts, mit allen übrigen Inhabern der 
gleichen Charge gleichen Schritt in dem Avancement 
hielten, iſt man jetzt von dieſem Princip abgewichen, 
Durch die Ernennung des Kronprinzen zum Genera 
der Infanterie ſind ſowohl der Prinz Georg von 
Preußen, als auch mehrere andere General-Lieutenants 
mit einem älteren Patent der gleichen Charge über” 
gangen worden. 

— Es ſind die preußiſchen Vorſchläge für die 
Bundesreform nunmehr beſtimmt formulirt und am 
8. Juni nach Frankfurt abgegangen. Dieſelben 
gehen principiell von einer Ausſcheidung Oeſterreichs 
aus dem deutſchen Bunde aus, wollen alfo ein en⸗ 
geres Deutſchland mit preußiſcher Spitze gebildet 
wiſſen. Nur der Oberbefehl über das Heer ſoll 
getheilt werden, und zwar in der Weiſe, daß über 
die nördlichen und weſtlichen deutſchen Staaten Preußen, 
über die ſüdliche Gruppe Bayern den Oberbefehl 
übernimmt. Ein Parlament, gewählt nach dem Wahl 
geſetz von 1849, ſoll die Intereſſen des deutſchen 
Volkes vertreten, der Bundestag, in welchem die 
einzelnen Regierungen durch Geſandte vertreten 
werden, daneben einen zweiten Factor, gewiſſermaßen 
ein Oberhaus ausmachen. Die Gleichheit und Ge— 
meinſamkeit in Beziehung auf die commerciellen und 
rechtlichen Verhältniſſe innerhalb dieſes engeren 
Deutſchlands u. ſ. w. reihen ſich dieſen Vorſchlägen 
ſelbſtverſtändlich an. Vorausſichtlich werden dieſe 
Vorſchläge in der nächſten Bundestagsſitzung einge⸗ 
bracht werden; den einzelnen deutſchen Regierungen 
ſind ſie bereits mitgetheilt worden. 

— Während von mancher Seite bisher gehofft 
wurde, daß der wirkliche Eintritt des Krieges den 
Grafen Bismarck in den Stand ſetzen werde, liberale 
Conceſſionen, die zur Verſöhnung der öffentlichen 
Meinung unumgänglich ſind, durchzusetzen, wird ver⸗ 
ſichert, daß mit dem Ausbruche des Krieges die Regie⸗ 
rung von dem Art. 111 der Verfaſſung ergiebigen 
Gebrauch machen und Preßfreibeit und Verſammlungs⸗ 
recht beſchränken werde. Ä 
Die Ausfertigung neuer Darlehns-Kaſſen⸗ 
ſcheine iſt ſoweit vorgeſchritten, daß nunmehr die 
Uebergabe dieſer Scheine, und zwar zunächſt der 
Appoints zu 10 Thaler an die Haupt» Verwaltung 
der Darlehnskaſſen allmälig erfolgen wird. 


— Am Donnerſtag gelangte an den König ſelbſt 
eine telegraphiſche Depeſche aus Mainz, in der ein 
dortiger Einwohner, der ſich namhaft machte, dem 
Könige mittheilte, daß am Morgen deſſelben Tages 
zwei Männer von dort abgereiſt ſeien, welche die 
Abſicht hätten, den König zu ermorden. Die Depeſche 
wurde auf Befehl des Königs dem Miniſterpräſidenten 
und dem Miniſter des Innern zugeſendet, und da eine 
ſolche Nachricht, ſelbſt wenn ſie ſo unglaubwürdig 
wie möglich iſt, niemals unbeachtet gelaſſen werden 
kann, wurde die Criminalpolizei und die Schutzmann⸗ 
ſchaft aufgeboten und ſowohl der Potsdamer wie der 
anhaltiſche Bahnhof befetzt. Die mit den Perſonen⸗ 
zügen ankommenden Fremden wurden nach ihrer 
Legitimation befragt, auf der ſelben, falls fie eine ſolche 
beſeſſen, ihr Abſteigequartier notirt oder die Paßkarten 
reſp. Päſſe abgenommen. Legitimationslos waren 
nur 4 Perſonen, die zum Molkenmarkt ſiſtirt wurden. 
Sie legitimirten ſich aber ſämmtlich als unverdächtig. 
Darunter waren eigenthümlicherweiſe ein Profeſſor, 
den der König ſelbſt hierher berufen hatte, und ein 
Rath eines Gerichts. 

— Der König befand ſich geſtern auf dem Stettiner 
Bahnhof zum Empfang des 9. Landwehrregiments. 
Plötzlich drang aus der umſtehenden Menge ein kleiner 
rothbärtiger Mann mit einem Knittel bewaffnet gegen 
den König in offenbar feindſeliger Abſicht vor. Ein 
Polizeihauptmann verſetzte jedoch dem wahrſcheinlich Irr⸗ 
ſinnigen einen Schlag auf den Arm, und in demſelben 
Moment bemächtigte ſich auch der Polizeipräſident 
v. Bernuht und ein Adjutant des Königs des Attentäters. 

— Der bſterreichiſche Geſandte Graf Carolyi hat 
ſich bei feinen Abſchiedsbeſuchen dahin ausgeſprochen, 
daß er in demſelben Moment, wo er von ſeinem 
hieſigen Poſten ſcheiden müſſe, auch feine Entlaſſung 
aus dem Staatsdienſte nehme. — In gleichem Sinne 
hat ſich der Vertreter Sachſens, Graf Hohenthal, 
geäußert, 

Shleswig-Holftein. Wie es ſcheint, wird 
FM. v. Gablenz wohl auf den Verſuch verzichten, 
die holſtein'ſchen Stände in Altona zuſammentreten 


u laſſen; ts heißt ſogar, er würde ſich gänzlich | 


nach Hannover zurückziehen. Wir glauben daher 

auch nicht, daß Gablenz mit dem weiteren Experi⸗ 
mente vorſchreiten wird, in Holſtein Rekruten aus⸗ 

zuheben, ungeachtet von einer Reiſe des Auguſten⸗ 
urgers nach Nieyſtedt erzählt wird, angeblich zur 
bhaltung einer „Revue über die waffenfähige 
annſchaft.“ Allem Vermuthen nach wird viel⸗ 
mehr die Räumung Holſteins durch die Oeſterreicher 
vor ſich gehen, ohne daß ein Zuſammenſtoß ſtattfindet. 

Dresden. Wie wir erfahren, wird Sachſen 

in den nächſten Tagen eine bindende Neutralitäts⸗ 

erklärung abgeben, ſo daß dies Land dann weder von 
den öſterreichiſchen, noch von den preußiſchen Truppen 
wird betreten werden können. 

Wien. Hier iſt man mit der Wendung, welche 
die Dinge vor dem Kriege genommen haben, zufrieden; 
eine ſchwache Hoffnung, ſtark umflort, iſt noch geblieben: 
eine Verſöhnung zwiſchen Deutſchlands mächtigſten 

Fürſten iſt noch möglich; aber die Vermittlung darf 

nicht von fremdem Lande aus ſich geltend machen. 

Das Gefühl, daß eine unſichtbare Hand an langem 

Arme dieſe Verſöhnung durch geſchicktes Spiel bisher 

hinterttieben, überkommt die öſterreichiſche Preſſe, aber 
wenn man Kenntniß genommen hat von der 

Antwort des Grafen Mensdorff auf die Einladungs⸗ 
ſchreiben zum Congreß, ſo ſtellt ſich doch heraus, 
daß Oeſterreich trotz aller jener ſanftklingenden Be⸗ 
euerungen den Krieg nicht vermeiden will; denn dem 
kampfes begeiſterten Italien verweigert Oeſterreich, 
obgleich es mit ihm über die „italieniſchen Differenzen“ 
u Berathung treten will, die völkerrechtliche Anerkennung. 
Die kaiserliche Regierung kennt nur einen „König 
ietor Emanuel“, wie es am liebſten Preußen ſchon 
ganz laut aus den Reihen der unabhängigen Staaten 
geſtrichen, erklären möchte. Materiell iſt wohl Preußen 
am Kampfe gerüſtet, aber dieſes materielle Rüſtzeug 

zu zerſtören, weil ihm die geiſtige Rüſtung von 
oben und unten fehlt, ſpricht man in Wien. 

— Der ſeltſame Zuſtand nervöſer Aufregung, in 
welchem ſich der Kaiſer von Oeſterreich befindet, wirft 
ihn aus einer Exaltation in die andere. Man ver⸗ 
ſichert uns, er bringe den größten Theil des Tages 
theils mit Weinen theils mit Beten zu. Die ver⸗ 
zweifelte Lage des Kaiſerſtaats ſcheint einem ihm 
innewohnenden Krankheitsſtoffe die Richtung nach dem 
Sitze des Gemüths gegeben zu haben. 

— Das Kriegsmanifeſt des Kaiſers von Oeſter⸗ 
reich iſt bereits in Tauſenden von Exemplaren ger 
druckt und ſoll in den nächſten Tagen verbreitet 
werden. Es ſoll darin ausdrücklich geſagt ſein, daß 
die öſterreichiſche Armee nicht länger in Waffen 
wartend ſtehen bleiben kann, daß alſo die Initiative 
gegen Preußen ergriffen werden müſſe. 

Ein neueſter Armeebefehl Benedeks hat große 
Aufregung unter den — Kapellmeiſtern hervorgerufen. 
Er verfügt darin, daß die Muſikbanden der Regi⸗ 
menter eventuell mit in die Action zu ziehen und 

mit klingendem Spiel die vorwärts ſtrömenden Trup⸗ 
pen zu begleiten haben. 

— An die Bevölkerung von Venedig iſt der Be⸗ 
fehl ergangen, ſich auf drei Monate zu verprovian» 
tiren oder die Stadt zu verlaſſen. 


Zu den Wahlen. 


Die Ueberzeugung ſcheint ſich immer mehr Bahn 
zu brechen, daß bei den gegenwärtigen Wahlen ganz 
andere Geſichtspunkte in Betracht kommen, als bei 
den frühern. 

In der Spenerſchen Zeitung veröffentlicht der 
Juſtizrath Jung folgenden Aufruf: 

Des Vaterlandes Wohl 
für Alle das höchſte Geſetz. 
Wahrheit gegen Freund und Feind. 
5 1. Wenn der Schiffsführer die Mannſchaft, den nahen⸗ 
en Sturm verkündend, zu ihrer Schuldigkeit ruft, dann 
giebt er dem Gedanken keinen Raum: a 
daß ein Zwieſpalt in der Geſinnung den Eifer, die 

Opferfreudigkeit der Mannſchaft bei der Rettung des 
f Schiffes lähmen werden; . 
— die Mannſchaft, allen Hader vergeſſend, ſetzt Gut 

nd Leben ein, das Schiff, und mit ihm ſich felbft, vor 
em Untergange zu ſchützen. 

1. Sollte es anders fein, wenn im Angeſichte des 


Abenden, den Untergang androhenden Feindes, der König, 
de rufend, von ſeinem Volke die Mittel beanſprucht, 


Vaterlandes Selbftſtändigkeit zu ſchützen? 
—.— An alle Preußen tritt jetzt die Frage über „Sein“ 
font „Nichtſein“ ihres Vaterlandes; und ihre Herzen 
— . ſich nicht finden; fie ſollten nicht, allen Hader 
bleterſtend. in Liebe und Eintracht dem Feinde dle Stirn 
Grollen Dann müßte vorausgeſetzt werden, daß die 
efep pi nicht das Wohl des Vaterlandes als höchſtes 
rkennen und nicht nach demſelben handeln wollen. 
des Sars dürfen wir nicht vorausſetzen. Bis zum Beweiſe 
im S müſſen wir Jedermann glauben: daß er 
die Vegri 1 auf das Wohl des Vaterlandes gewiſſenhaft 
gründung feiner politiſchen Ueberzeuzung gefucht habe. 


IV. Wem aber das Wohl des Vaterlandes höchſtes 
Geſetz, der darf die zur Abwehr des Feindes nothwendigen 
Geldmittel nicht verweigern, weil die Verweigerung der 
ſelben die Unterjochung, den Untergang des Vaterlandes 
begünſtigen würde. Wer nur ſolche Wahlmänner und 
Abgeordnete will, welche die zur Abwehr des Feindes 
nöthigen Geldmittel verweigern, ſteht daher mit ſeinem 
oberſten Grundſatze im Widerſpruch. 

V. Dieſer Widerſpruch wird dadurch nicht gehoben, 
daß die Verweigerung auf die Behauptung einer Ver⸗ 
letzung einer Beſtimmung der Verfaſſungsurkunde oder 
auf den Wunſch einer Erweiterung gegebener Rechte 
geftügt wird. 

Oder ſollte es gerechtfertigt ſein, die Mittel zur 
Rettung des Schiffs zu verweigern, weil, nach der Mei. 
nung eines Theiles der Mannſchaft, ein Paragraph des 
geſchloſſenen Vertrages verletzt, oder der Mannſchaft über ⸗ 
haupt zu beſchränkte Rechte eingeräumt worden? 

Das kann Niemand behaupten wollen. 

VI. Eintracht giebt Macht! Alle ſtimmfähigen Preußen 
ſind in der Liebe zum Vaterlande einig. 

Seien wir Preußen auch darin einig, daß wir, unſerm 
oberſten Grundſatze getreu, die zum Schutze des Vater 
landes nothwendigen Mittel gewähren wollen. 

Das walte Gott! 
Berlin, den 5. Juni 1866. 
Ludwig Jung, 
Geheimer Juſtizraih und Rechtsanwalt 
bei dem Königl. Ober⸗Tribunale. 


Sehr bemerkenswerth iſt auch nachfolgender Aus⸗ 


zug aus dem Wahlmanifeſt der Haller Altliberalen: 
„Gemacht oder nicht, angezettelt oder nicht — dieſer 


Krieg iſt gekommen, weil er früher oder ſpäter kommen 


mußte, und kommen wird er, auch wenn wir ihm jetzt 
noch einmal entrinnen. Es iſt der Krieg, der allemal 
dann ausbrechen muß, ſobald Preußen mit Ernſt ſeine 
Miſſion verfolgt, in Deutſchland ein neues Recht aufzu- 
richten, das der bisherigen Ohnmacht und Zerriſſenheit 
ein Ende mache. Um die Hegemonie in Deutſchland, 
um die Reichsverfaſſung, um ein ſtehendes deutſches 
Parlament, um die Möglichkeit eines dauernden Friedens 
— um alles Dasjenige wird er geführt, was der Inbe⸗ 
griff des Strebens der nationalen Partei ſeit faſt einem 
Menſchenalter iſt. Wir glauben nicht, daß alle dieſe Ziele 
ſicher, und noch weniger, daß ſie mit Einem Wurfe zu 
erringen ſind. Aber an uns, ſo Gott will, ſoll es nicht 
fehlen, um die große Bewegung zu dem zu machen, was 
ſie nach der Natur der Dinge und nach dem Werthe des 
Preiſes, der ouf dem Spiele fteht, ſein ſollte. Wir ſind 
geſonnen, in dieſen Kampf, ob er heute oder morgen 
aus bräche, unſere ganze Leidenſchaft für Deutſchlands 
Macht und Größe, den ganzen Nachdruck des nationalen 
Willens und Gewiſſens zu werfen. In dieſem Sinne 
greifen wir zu dem Einen großen Hebel, durch den die 
Frage der Macht auf den Boden der Freiheits., der Volks- 
Intereſſen gehoben wird — zu dem conſtituirenden deut. 
ſchen Parlamente. In dieſem Sinne ſtimmen wir in 
den allgemeinen Ruf des preußiſchen Volkes ein: Aner⸗ 
kennung unſeres Verfaſſungsrechtes, Herſtellung des in⸗ 
neren Friedens, Abſtellung aller der Beſchwerden, die 
auf dem Rechtegefühl der Bevölkerung laſten und den 
begeiſterten Aufſchwung derſelben ſo kläglich niederhalten. 
Und in eben dieſem Sinne denken wir zu wählen. Es 
bedarf nach Allem, was wir geſagt haben, keiner Aus- 
einanderſetzung, daß die von der Fortſchrittspartei aus- 
gegebene Parole „Wiederwahl“ für uns keinen Sinn 
at. . . .. Wir werden nur ſolche Männer wählen 
dürfen, die ihre Pflicht gegen Preußen und Deutſchland 
ſo verſtehen, wie wir es verſtehen, Männer, deren Pa⸗ 
triotismus uns ebenſo voll verbürgt iſt, wie ihre Ver⸗ 
faſſungstreue.“ 


Das Verhältniß der Parteien zur Wahl 
der Abgeordneten. 5 


Die Altliberalen haben bei den letzten Wahlen 
für die Candidaten der Fortſchrittspartei geſtimmt, 
weil ſie im Allgemeinen gleiche Ziele anſtrebten und 
weil ihr gemeinſchaftlicher Feind, die feudale Partei, 
gegen beide liberalen Fractionen Front machte; des⸗ 
halb war es geboten, die unbedeutenderen Zwiſtig— 
keiten ruhen zu laſſen und dem gemeinfchaftlichen 
Feinde mit vereinten Kräften entgegen zu treten. 

Dieſe Situation hat ſich geändert; ein neuer 
Feind iſt aufgetreten, der nicht blos gegen die liberalen 
Parteien, ſondern zugleich gegen deren bisherigen 
Feind, gegen ganz Preußen Front macht. — Es 
fragt ſich, ob dieſem neuen Feinde die Bedeutung bei⸗ 
zumeſſen iſt, daß aller innerer Zwiſt zu vertagen 
und demſelben mit den vereinten Kräften aller Par⸗ 
teien in Preußen entgegen zu treten, geboten erſcheint. 

Vielfach hört man von Mitgliedern der Fort⸗ 
ſchrittspartei es ausſprechen, daß ſie ihre Hülfe von 
Bedingungen abhängig machen, ſie wollen die Mittel 
zur Bekämpfung des gemeinſamen Feindes nur ge⸗ 
währen, wenn Seitens der Regierung das Budget 
Recht hergeſtellt und geſichert werde; wenn das 
Herrenhaus geändert, wenn die Verwaltung in libe⸗ 
rales Fahrwaſſer gelenkt werde. 

Ob Diejenigen Recht haben, die die Mittel zum 
Kriege bewilligen, oder Diejenigen, die dieſe Bewilli⸗ 
gung von der Erfüllung der obenangeführten Bedin⸗ 
gungen abhängig machen wollen, hängt davon ab, ob 
man es wichtiger hält, erſt den gemeinſamen Feind 
und ſpäter die feudale Partei zu bekämpfen, oder um⸗ 
gekehrt. Uns erſcheint dies eine ganz müßige Frage; 


auf den Ausbruch des drohenden Krieges wird es 
ohne Einfluß ſein, ob das Haus der Abgeordneten 
die Mittel zum Kriege bewilligt oder nicht. Wenn 
nun der Krieg ausbricht, will dann die Fortſchritts⸗ 
partei die Hände in den Schooß legen, bis der 
innere Zwiſt ausgeglichen ift? oder iſt fie der Meinung, 
daß die Regierung im gegenwärtigen Augenblicke 
nachgeben, die geſtellten Bedingungen bewilligen 
werde? Dies wäre zwar ſehr ſchön, die altliberale 
Partei ſtrebt dieſelben Ziele an; der Unterzeichnete 
glaubt aber nicht an ein ſolches Nachgeben in dieſer 
Zeit, und dürfte es nur wenige Menſchen geben, die 
daran glauben. Die letzten 18 Jahre haben oft 
gezeigt, daß es nichts hilft, Reſolutionen zu ber 
ſchließen, wenn es an der materiellen Macht fehlt, 
ihnen Nachdruck zu geben, ſie zur Geltung zu bringen. 
Wer den realen Machtverhältniſſen keine Rechnung. 
trägt, lebt in Idealen. — Es fragt ſich, was die 
Wirkungen ſein werden, wenn das Abgeordnetenhaus 
die Mittel zum Kriege verweigert. Auf den Ausbruch 
des Krieges ohne Einfluß, werden die Mittel zur 
Führung des Krieges auf andere, und jedenfalls dem 
Gemeinwohl ſchädlichere Art beſchafft werden, als 
wenn das Abgeordnetenhaus darüber in Berathung 
träte und ſie bewilligte; ferner verſtärkt es den nach⸗ 
theiligen Einfluß, welchen der Zwieſpalt zwiſchen 
Regierung und Volk auf die Stimmung des Landes 
ausübt. Arnold. 


Locales und Provinzielles. 
Danzig, den 11. Juni. 

— Contre⸗Admiral Jachmann iſt zum Geſchwader⸗ 
Chef, der Capitain⸗Lieutenant Struben zum Com- 
mandanten des Schiffes „Auguſta“, der Capitain⸗ 
Lieutenant Przewiſinsky zum Commandanten der 
„Victoria“ und der Capitain⸗Lieutenant Mac Lean 
zum Commandanten des Panzerfahrzeugs „Prinz 
Adalbert“ ernannt worden. Die in Kiel vereinigten 
Kriegsſchiffe find zur Dispoſition des Generals Man⸗ 
teuffel geſtellt. 

— Das, preußifhe Panzerboot „Arminius“ iſt 
von Kiel nach Bremerhafen abgegangen. 

— Die Zahl der preußiſchen Kanonenboote auf 
der Rhede von Hamburg iſt jetzt auf 6 geſtiegen. 

— Das preußiſche Kanonenboot „Tiger“ iſt am 
8. Juni von Hamburg ausgelaufen. 

— Einem Privatbriefe aus Ratibor entnehmen 
wir die Notiz, daß dort öſterreichiſche Deſerteure 
eingebracht wurden. Sie erklärten ihren Uebertritt 
damit, daß ſie ſeit länger als acht Tagen kein Trak⸗ 
tament erhalten haben. 

— Die evangeliſchen Militair⸗Geiſtlichen legen zur 
Bezeichnung ihres Amtscharakters im Felde eine 
violette, auf beiden Seiten mit zwei Finger breiten 
weißen Streifen verſehene ſeidene Feldbinde an, 
die in der Form einer Schärpe um den Hals ge— 
tragen und auf der Bruſt in eine Schleife geſchlungen 
wird. Außerdem tragen die evangeliſchen Militair- 
Geiſtlichen im Felde einen ſchwarztuchenen Ueberrock 
(Amtsrock) mit ſtehendem Kragen und einer Reihe 
Knöpfe, der zwei Hände breit unter das Knie hinab⸗ 
reicht, und eine ſchwarz⸗ſeidene Weſte. 

— In der nächſten Zeit wird eine größere Anzahl 
von Fähnrichen zu Lieutenants ernannt werden. 

— Es ſind die kommandirenden Generale ermächtigt 

worden, den in etatsmäßigen Offtzierſtellen Dienſte 
leiſtenden Portepee -Fähnrichen das Anlegen der 
Offizierwaffe zu geſtatten. - 
Das zu errichtende, auf 40,000 Mann be= 
rechnete 10. Armeecorps wird durch Abgabe von 
Mannſchaften aller Truppengattungen aus den vor— 
handenen neun Armeecorps gebildet werden. 

— Aerzte und Lazareth-Gehilfen, welche das 
militärpflichtige Alter bereits überſchritten haben, in⸗ 
deſſen geneigt ſind, bei der Armee ſich nützlich zu 
machen, können ſich bei den Landwehrſtäben melden. 
Die ſich Meldenden dürften ihre baldige Verwendung 
zu gewärtigen haben, da zur Zeit an Aerzten und 
Lazareth⸗Gehilfen kein Ueberfluß iſt. 

— Sämmtliche Militär- Feſtungsſträflinge, ſoweit 
fie keine entehrenden Vergehen und Verbrechen haben, 
ſind begnadigt worden und können bei ihren früheren 
Truppentheilen wieder Dienſte nehmen. Von jener 
Gunſt ſind jedoch ausdrücklich alle ausgeſchloſſen, die 
Ehrenſtrafen zu erleiden haben. 

— Das Rauchen auf den Straßen ift den Sol⸗ 
daten jetzt erlaubt. Zahlreiche Anklagen über das 
Rauchen der Soldaten auf den Straßen veranlaßten 
den Stadteommandanten von Köln, ſich an das 
Kriegsminiſterium zu wenden. Dies hat nun ver⸗ 
fügt, daß die Soldaten ungehindert mit kurzen Pfei⸗ 
fen und Cigarren auf den Straßen erſcheinen können. 


— Das Publikum machen wir wiederholt darauf 

aufmerkſam, daß Poſt⸗ Packete an Soldaten in der 
jetzigen Zeit bei der Aufgabe vom Abſender frankirt 
werden müſſen. Gelangen ſolche Packete dennoch un⸗ 
frankirt zur Aufgabe, fo werden fie Seitens der bes 
treffenden Poſt⸗Sammelſtelle nachträglich durch Marken 
trankirt und der Betrag der Abfendungs - Poftanftalt 
zur Einziehung vom Abſender angerechnet. Solche 
Packete unter und bis 6 Pfund erleiden nach den 
bisherigen Beſtimmungen eine Porto⸗Ermäßigung, in⸗ 
dem für ſie, wenn auf der Adreſſe vermerkt iſt: 
„Soldatenbrief, eigene Angelegenheit des Empfängers“, 
nur das Franco, was der einfache Brief auf die 
betreffende Entfernung koſten würde, zur Erhebung 
kommt. Hiernach ſind Packete an Soldaten bis zu 
einem Gewichte von 6 Pfund auf die weiteſte Ent⸗ 
fernung innerhalb des preußiſchen Staates mit nur 
3 Sgr. zu frankiren. Bei ſchwereren Packeten an, 
ſowie bei allen Packeten von Soldaten tritt das volle, 
tarifmäßige Porto ein. 
— Die von uns mitgetheilte Verfügung des Ge⸗ 
neral» Poft- Amts, die Ausſchließung der Privat 
Päckereien an die in Marſchbewegung befindlichen 
Militairs und Militair⸗Beamten betreffend, iſt nur 
eine vorübergehende Maßregel und lediglich deshalb 
angeordnet, weil es bei dem nunmehrigen häufigen 
Wechſel des Standortes der Truppen nicht mehr 
möglich iſt, die Päckereien den Adreſſaten zuzuführen, 
da die eigentlichen mobilen Feldpoſt⸗Anſtalten, welche 
mit den Truppen mitrücken, durch den Transport 
von Privat⸗Päckereien nicht belaſtet werden können. 
Sobald die Truppen wieder feſtere Standorte inne 
haben, wird auch die Annahme der Privat⸗Päckereien 
an die Militairs ꝛc. wieder in dem bieherigen Um⸗ 
fange geſtattet werden. Dies dem Publikum zur 
Beruhigung. 

— Wir machen darauf aufmerkſam, daß Privat⸗ 
Päckereien an die in dem lauenburgſchen Poſtbezirke 
und in den Elbherzogthümern befindlichen preußiſchen 
Truppen nach wie vor zur Beförderung mit der Poſt 
angenommen werden können. 

— Wie wir hören, wird der Magiſtrat bei der 
Stadtverordneten ⸗Verſammlung den Antrag ſtellen, 
zur Beſtreitung der außergewöhnlichen Bedürfniſſe der 
Commune durch die Mobilmachung der Truppen, 
Einziehung der Landwehr und die von der Stadt 
aufzubringende monatliche Landlieferung von ca. 7000 
Thlrn. ſtatt des vorläufigen Verkaufes von 25,000 
Thlrn. Rentenbriefe und bei den niedrigen Courſen 
derſelben — Schuldverſchreibungen bis 100,000 
Thlr. auszugeben, welche mit 8 pCt. verzinſt wer⸗ 
den ſollen. Der kleinſte Betrag, welcher angenom⸗ 
men werden ſoll, ſind 100 Thlr., die Zurückerſtat⸗ 
tung ſoll nach einer halbjährigen Kündigung erfolgen. 
In der morgigen Stadtverordneten⸗Verſammlung wird 
dieſer Antrag zur Berathung kommen reſp. zum Be⸗ 
ſchluſſe erhoben werden. 

— Unter den kleinen hieſigen Geſchäftsleuten und 
Gewerbetreibenden, welche von der faſt unerträglichen 
gegenwärtigen Geldkriſis ſtark berührt werden, giebt 
ſich der, wie uns ſcheint, gerechtfertigte Wunſch zu 
erkennen, geeignete Mittel, wie etwa die Prolongation 
der laufenden Wechſel, auch bei uns zur möglichſten 
Erleichterung des augenblicklichen Nothſtandes in Handel 
und Induſtrie von den competenten Vertretern der 
Kaufmannſchaft in Vorſchlag gebracht zu werden. 

— Der hieſige Guſtav⸗Adolph⸗Verein feiert Mon⸗ 
tag den 25. Juni c. fein Jahresfeſt. Die Feier 
wird durch einen Gottesdienſt, welcher Sonntag den 
24. Juni d. J., Nachmittags 6 Uhr, in der hieſigen 
Ober⸗Pfarrkirche zu St. Marien ſtattfinden und bei 
welchem Herr Pfarrer Wachhuſen aus Oliva 
die Feſtpredigt halten wird, eingeleitet werden. 

Königsberg. Vor einigen Tagen kam hier 
der gewiß höchſt ſeltene Fall vor, daß ein Grundſtück 
in der Mühlenſtraße, auf welches 7000 Thlr. einge⸗ 
tragen waren, für 2 Thlr. unter dem öffentlichen 
Aufgebot verkauft wurde. Die Hypothekgläubiger, 
die nun ſämmtlich mit ihren Forderungen ausfallen, 
haben das ſich ſelbſt zuzuſchreiben, da ſie verabſäumt, 
den Kauftermin wahrzunehmen. 


Stettin. Die hier vorgekommenen Cholera⸗ 
Erkrankungen treten mit großer Heftigkeit auf, wodurch 
ſich die im Verhältniß bedeutende Sterblichkeit erklärt. 

Stargard. Wie viel Aberglauben noch herrſcht, 
zeigt das gute Geſchäft, welches für die jetzigen 
Kriegsrüſtungen mit „Schutzbriefen“ gemacht wird, 
welche hieb⸗ und ſchußfeſt machen ſollen. Auch in 
Berlin und Stettin ſollen dieſelben coloſſalen Abſatz 

efunden haben, obgleich eine große Anzahl der 
äufer natürlich erklärt, fie ſeien weit entfernt, an 
Schutzkraft zu glauben. Hier eriſtiren dergleichen 
Armuthszeugniſſe in zwei verſchiedenen Faſſungen, 


Eine Auflöſung des Palin droms in Nro. 132 d. Bl. 
„Renner“ iſt nur eingegangen von Hg V—t. 


s Meteorologiſche Beobachtungen. 


die aber darin übereinſtimmen, daß ſie auffordern, 
die Wirkung dadurch zu erproben, daß man den Brief 
einem Hunde umhänge: man wird dann vergebens 


verſuchen, das Thier zu erſchießen. Der eine will] 97 4] 339,88 16, NND. Hau, klar und heiter. 
im Jahre 805 auf dem heiligen Grabe gefunden 10 12 338,94 16,7 NNW. mäßig, bewölkt. 
fein und feine Kraft an Karl dem Großen bewährt | 110 8 | 337,35 15,0 |S. _ flau, bezogen u. Reg« 
haben, für den andern ſoll im Jahre 1734 kein Ge. __ 121 336,66 _| 22 SSN. be. e. 

ringerer, als der ig Michael als Briefträger Ä nein 9 N — — 
vom Himmel zur Erde gedient haben. Letzterem zu r } u t. —5357 
widerſprechen, ift gefährlich, denn es ſteht ausdrücklich! 175d. f. J18 br. 850 j.. 6 f. 340 405 
darin: „Wer an dieſen Brief nicht glauben und da⸗ Roggen, 120, 120. 21pfd. fl. 260 270; 124pfd. 


nach thun will, der iſt von mir verdammt und wird 
Ich ſage Euch, daß 


weder Glück noch Segen haben. 
Jeſus dieſen Brief geſchrieben hat, und wer dem 
wird widerſprechen, der iſt verlaſſen und ſoll keine 
Hilfe haben.“ Die eigentlichen zauberkräftigen Worte 
ſind natürlich ein völliges Gallimatias Und dieſer 
haarſträubende Blödſinn findet im Jahre 1866 
reißenden Abſatz! Die Sache iſt doch eigentlich nicht 
blos lächerlich. - 


Handel und Gewerbe. 
Danzig, Sonnabend 9. Juni. 


Faſt alle Berichte find darüber einig, daß die Froſt. 
woche im Mai den Feldern verhältnißmäßig keinen großen 
Schaden gethan hat. Erſt nach Eintritt heißer Tage 
ſind die wirklichen Schäden mit Sicherheit zu ſchätzen 
geweſen, und man findet, daß dieſelben im Allgemeinen 
mäßig find. Nur der Fruchtanſatz der Obftbäume hat 
ſchwer gelitten, und ſtellenweiſe dürften nur Aepfel einen 
nennenswerthen Ertrag geben. Jene günſtigen Berichte 
haben jedoch auf unſere Kornbörſe nicht drückend gewirkt. 
An Weizen wurden in d. W. über 1300 Laſten umge- 
ſetzt, und der Preisdruck der v. W. von fl. 10 bis 15 pro 
Laſt wurde mit unerheblichen Ausnabmen wieder einge- 
holt. Ganz ordinaire ausgewachſene Parthieen blieben 
durchaus unbeliebt, und bei einem Gewicht von 110 bis 
121 Pfd. war für ſolche nicht über 45—50 Sgr. pro Scheffel 
hinauszukommen. Für hochbunten 131.32. 34pfd. Weizen 
wurde 85.874 bis 90 Sgr. gemacht; für hellbunten 130 
bis 131pfd. 78—80 Sgr. und für hellbunten 126. 28 pfd. 
70—75 Sgr.; für gutmitteln 124. 25pfd. 63—65 Sgr., 
Alles auf 85 Zollpfd. — Für Roggen iſt eine nennens⸗ 
werthe Beſſerung nicht anzugeben, doch war vorzüglich 
nahe Lieferung Juni, Juli gefragt. Umgeſetzt wurden 
300 Laſten. 119. 23pfd. iſt pro Scheffel mit 45—47 Sgr. 
und 124. 26pfd. mit 48.49 Sgr. zu notiren, Alles auf 
813 Zollpfd. — Durch Stromzufuhren aus Polen kamen 
260 Laſten Gerſte in den Handel. Kleine wie große 
101. 103pfd. brachte 404 Sgr., und 106. 109pfd. 42 bis 
423 Sgr., Alles auf 72 Zollpfd. — Auch von polniſchem 
Hafer kamen 34 Laſten an den Markt, die zu 25 Sgr. 
verkauft wurden. Guter preußiſcher 75. 78pfd. erlangte 
28—30 Sgr., Alles auf 50 Zollpfd. — Erbſen wurden 
nach Beſchaffenheit mit 50—55 Sgr. für 90 Zollpfd. be · 
zahlt. Umſatz 50 Laſten. — Spiritus blieb ohne Zufuhr. 
Nominel ſind 13 Thlr. pro 8000 anzunehmen. — Wir 
hatten ſehr warme Tage von 17 bis 20° mit etwas 
Sprühregen. Selbſt die Nächte ſind ungewöhnlich warm. 
Da es meiſtens windſtill bleibt, trocknet der Boden noch 
nicht auf gefahrdrohende Art aus, doch iſt dies ſehr nahe. 


b. fl. 2443; 96. 97pfdb. fl. 246; 
10 2pfd. fl. 249 pr. 72pfd. ser: 
Weiße Erbien fl. 300—322} pr. 90pfd. 


Courſe zu Danzig am 11. Juni 
London 3 Mt. 6. is: 2 181 


Hamburg kurz — — 151 

db n een en n — — 149 
Amſterdam kurz 1413 — 141 
Weſtpr. Pf.⸗Br. 43 en! 740 —— 
Danz. Privatbank. 8 89 88 — 


. Engliſches Haus: 
18 22255 a. dr Conſul Schmatz 
a. Neweaſtle. Kaufmann Gabriel a. Elbing. ü 
v. Zielinska a. Polen. Elbing. Gräfin 
Hotel du Nord: 

Capitain Lieutenant Mae ⸗Lean n. Gattin a. Kiel. 

Rittergutsbeſ. Achenbach a. Königsberg. 
Hotel zum Kronprinſen: 

Rittergutsbeſ. v. Tevenar n. Gattin a. Domachau. 
Landwirth Freudenfeld a. Conojad. Feldjäger Lieut. 
Wunſchmann a. Carthaus. Domainenpächter Roggenbau 
a. Smirdowo. Die Kaufl. van Loon a. Harlingen, 
Anderſen a. Königsberg u. Seligſohn a. Marienwerder 
Apotheker Büttner a. Pelplin. 

Wulter’s Hotel: 

Rechtsanwalt Otto n. Gattin a. Neuſtadt. Sec. 
Lieut. u. Baumeiſter Fritze a. Lauenburg. Gutsbeſitzer 
Prohl a. Zugdam. Die Kaufl. Gukſch a. Thorn und 
Hirſch a. Berlin. Frau Samland u. Fräul. Volkmann 
a. Neuſtadt. 

Schmeljer's Hotel ju den drei Mohren: 

Oberſt a. D. u. Rittergutsbeſ. v. Palubidi nebſt 
Gattin a. Liebenhof. Gutsbeſ. Schuhr a. Carthaus. 
Mühlenbaumeiſter Hamann a. Berlin, 

Hotel d' Oliva: 

Gutsb. Salinger a. Hopfenbruch. Amtmann Schirr⸗ 
macher a. Thierenberg. Die Partikuliers Riedel u. Kos⸗ 
minski a. Stettin. Die Kaufl. Borsdorff a. Mettmann, 
Weidenbach a. Cronenberg u. Habel a. Potsdam. Dr. med. 
Kiehnert a. Magdeburg. Volontair Sommerfeld aus 
Inſterburg. Adminiftrator Fritzen a. Brezechow. 

0 an de Thorn: 

Die Rittergutsbeſ. Goldhagen a. Münſterberg und 
Weberling a. Bärwalde. Landwehr⸗leut Dr. Bobnſtedt 
a. Landsberg a. W. Die Unter-Lieuts. z. S. v. Levetzow 
u. Krokiſius und Cadett z. S. v. Schönfeldt a. Kiel. 
Fleiſchermſtr. Krüger a. Berlin. Die Kaufl. Berliner 
d. Lauenburg, Klappenbach a. Freiſtadt, Kirchner aus 
Sandau, Lüderitz a. Havelberg u. Meißner a. Landshut. 


Lebeus⸗Verſicherung von Militair⸗Perſonen 


bei der 


BGerliniſchen Tebens-erſicherungs-Geſellſchaft. 


Wir bringen hiermit zur allgemeinen Kenntniß, daß wir im Intereſſe derjenigen bei unſerer 
Geſellſchaft verficherten Militair⸗Perſonen, welche ſich bei eintretendem Kriegsſtande weder für 
die Ausdehnung der Verſicherung auf Kriegsgefahr noch für den Rückkauf beſtimmen ſollten, 
beſchloſſen haben, auf beſonderen Antrag die Verſicherung für die Dauer des Kriegsſtandes 
zu ſuspendiren. 5 

Die näheren Bedingungen können in unſerem Büreau oder bei unſeren Agenten 
entgegengenommen werden. 

Berlin, den 6. Juni 1866. 


Direction der Berliniſchen Lebens⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 
Buſſe, 


General- Agent. 


Vietoria - Theater. Für Deſtillationen 


Dienſtag, den 12. Juni. Der Jeſuit und fein empfehle ich bei herannahender Kirſchcampagne meine 
Zögling. Intriguen - Luftipiel in vier Akten von haltbaren, rund gewebten 


A. Schreiber. Ballet. K irſchpreßſä cke 
Für Reſtaurateure find Spritzkrähne, zu billigſten Preiſen. 
½ Jahr Garantie, vorräthig, und verkauft jetzt billigft Gumbinnen. Math. Gutzeit. 


die Mekall⸗Fabrik des C. Dobrowski jun- | ner 
Bartholomäi⸗Kirchengaſſe Nr. 6, am . Brief bogen mit Damen⸗Namen 
ſind zu haben bei Edwin Groening, 


Reparaturen aller Metall⸗Arbeiten werden billig aus 
geführt. Auswärtige Aufträge erbitte franco. Portechaiſengaſſe Nr. 5. 


ä— — —— — —— — 
Das Danziger Dampfboot Nr. 128, in weisen der Aufſaß des Herrn Juſtizrath 


Martens „Zur Wahlfrage“ abgedugt worden, iſt vergriffen. Um aber den vielen Nach⸗ 
fragen nach jenem Aufſatze zu genügen, babe ich einen Separat⸗Abdruck deſſelben mit Erlaubniß des Verfaſſers 
gefertigt, welcher in der Expedition dieſes Blattes unentgeltlich verabreicht werden wird. 

Edwin Groening, Verleger des „D. D.“ 


Verantwortliche Redactlon, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


